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Vorwort 

Das Verbot, wegen seiner Behinderung benachteiligt zu werden, wurde Ende 
1994 im Zuge der Verfassungsreform  nach der deutschen Wiedervereinigung in 
das Grundgesetz aufgenommen. Menschen mit Behinderungen und deren Verbän-
de, die für die Aufnahme dieser Vorschrift  in die Verfassung nachhaltig eingetreten 
waren, erwarteten dadurch eine deutliche Verbesserung der rechtlichen Stellung 
behinderter Personen im vereinten Deutschland. Demgegenüber erfuhr  der neue 
besondere Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG von der Rechtswissenschaft 
wenig Beachtung; vielmehr wurde ihm mit großer Zurückhaltung und Skepsis be-
gegnet. Dies mag zum einen an einem gewissen Unbehagen liegen, das bei Juristen 
im Umgang mit Gleichheitsrechten allgemein vorherrscht und sich noch verstärkt, 
sofern solche Normen die Gleichheit und die Gleichberechtigung sozial benachtei-
ligter Personengruppen zum Zweck haben. Zum anderen eröffnet  gerade dieser bei 
Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG kaum übersehbare Zweck im Zusammenhang mit dessen 
klarer Formulierung als Grundrecht des Einzelnen einen großen Spielraum zur 
Interpretation; in der Rechtswissenschaft wird daher zu Gehalt, Bedeutung und 
Wirkung der Vorschrift  fast jede denkbare Auffassung  vertreten. 

Ziel der nachfolgenden Arbeit ist es nicht, die Wirkung des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG 
im Hinblick auf konkrete Fallgestaltungen zu untersuchen. Es soll vielmehr darum 
gehen, den neuen besonderen Gleichheitssatz für Menschen mit Behinderungen 
auf eine wissenschaftlich fundierte dogmatische Grundlage zu stellen. Nur so lässt 
sich zur Anwendung dieser Verfassungsnorm ein Lösungskonzept entwickeln, mit 
dem bei der rechtlichen Beurteilung einzelner Sachverhalte vertretbare und auch 
vernünftige Ergebnisse erzielt werden können. 

Die Arbeit wurde im Sommersemester 2001 von der Juristischen Fakultät der 
Ludwig-Maximilians-Universität München als Dissertation angenommen. Meinem 
Lehrer und Doktorvater Herrn Professor  Dr. Dr. h.c. Heinrich Scholler möchte ich 
an dieser Stelle zunächst dafür danken, dass er die Betreuung der Arbeit übernom-
men hat und dabei sowohl zur kritischen Auseinandersetzung mit dem Thema als 
auch zum persönlichen Gespräch stets gerne bereit war. Ich schulde ihm aber auch 
meinen ganz persönlichen Dank für einen Einblick in sein Leben und Werk - in all 
das, was ein Mensch, der von einer erheblichen körperlichen Beeinträchtigung 
betroffen  ist, zu leisten imstande ist. Herrn Professor  Dr. Rupert Scholz, der als 
Kommentator des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG sowie einer der beiden ehemaligen Vor-
sitzenden der Gemeinsamen Verfassungskommission mit dieser Vorschrift  von 
Beginn an vertraut ist, danke ich für die Übernahme und die zügige Anfertigung 
des Zweitgutachtens. 
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An dieser Stelle ist auch all denjenigen zu danken, die einen mehr oder weniger 
großen Beitrag zur Entstehung dieser Arbeit geleistet haben. Sei es nun durch ak-
tive Mithilfe bei Recherche- und Korrekturarbeiten;  oder sei es nur durch ihren 
freundschaftlichen  Beistand und das geduldige Ertragen meiner Stimmungen und 
gelegentlicher Launen. Allen voran denke ich dabei besonders an Frau Staatsan-
wältin Teresa Winner, die sich aufopferungsvoll  um das Gelingen dieser Arbeit be-
müht hat. Der größte Dank gebührt jedoch meinen Eltern, die mich auf allen mei-
nen Wegen mit ihrer Liebe und ihrem Zutrauen begleitet haben; ihnen soll diese 
Arbeit gewidmet sein. 

München, im September 2001 Stefan  Manfred  Straßmair 
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Einleitung 

Die modernen Strukturen der staatlichen Gemeinschaft scheinen „Behinderun-
gen" geradezu auf vielfältige Weise zu produzieren. Einen solchen Eindruck bestä-
tigen bereits die Gefahren eines stetig zunehmenden Straßenverkehrs in der Bun-
desrepublik und die damit wachsende Anzahl von Unfallopfern,  die mit einer dau-
ernden Behinderung leben. Aber auch die Vorzüge eines weitreichenden Lebens-
schutzes in Deutschland, der nicht zuletzt aufgrund großer Fortschritte im Bereich 
der Medizin gewährleistet werden kann, bewirken gleichzeitig die Steigerung von 
immer schwereren körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderungen. Die Zu-
nahme von Behinderungen in der modernen Gesellschaft lässt sich aber auch aus 
einer völlig anderen Perspektive beschreiben. Betrachtet man die wachsenden An-
forderungen an die Fähigkeiten des Einzelnen, welche die moderne Gesellschaft 
gewissermaßen als Voraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben aufstellt, ließe 
sich behaupten, dass diejenigen in der staatlichen Gemeinschaft in ihrem Streben 
nach einem selbstbestimmten Leben „behindert" werden, die diese wachsenden 
Anforderungen  aufgrund einer Einschränkung in ihren körperlichen, geistigen oder 
seelischen Fähigkeiten nicht erfüllen können. Ein solcher Gedanke ist auch nicht 
völlig von der Hand zu weisen: Aufgrund der zahlreichen Verflechtungen von 
Staat und Gesellschaft im modernen Sozialstaat lässt sich die Frage immer schwie-
riger beantworten, ob nun die Verantwortung für eine Behinderung alleine dem 
Einzelnen oder etwa ebenso der staatlichen Gemeinschaft zuzuschreiben ist; und 
wenn ja, in welchem Maße. Eine Frage mit enormer Bedeutung für die tatsächliche 
Verfassung der modernen Gesellschaft im Deutschland des 21. Jahrhunderts, die 
mittels der rechtlichen Verfassung der Bundesrepublik, sprich dem Grundgesetz, 
entschieden werden muss. 

Als im Zuge der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten das Grundge-
setz auf seinen Reformbedarf  durchgesehen wurde, hat man auch die Notwendig-
keit einer gesonderten Vorschrift  zugunsten behinderter Menschen diskutiert, die 
über das Sozialstaatsprinzip im Grundgesetz hinaus der besonderen Verantwortung 
des Staates für diese Personen Ausdruck verleihen sollte. Trotz heftiger Kontrover-
sen um den Nutzen einer solchen Bestimmung kam es nach anfänglicher Ableh-
nung einer Verfassungsänderung  zugunsten von Menschen mit Behinderungen 
schließlich zur Ergänzung des sog. Diskriminierungsverbots in Art. 3 Abs. 3 GG a.F. 
um einen neuen Satz 2 mit dem Wortlaut: Niemand  darf  wegen  seiner  Behinde-
rung  benachteiligt  werden." 

Seither sind Gehalt, Bedeutung und Wirkungsweise dieser neuen Verfassungsbe-
stimmung heftig umstritten. Zum Teil mag dies daran liegen, dass diese Verfas-
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sungsbestimmung innerhalb der Verfassungsdiskussion von 1994 im Unterschied 
zu anderen Änderungsvorschlägen wie etwa der gleichzeitigen Ergänzung des 
Gleichberechtigungssatzes in Art. 3 Abs. 2 GG nicht im Detail beraten wurde. Ne-
ben diesem Umstand lassen aber auch die offensichtliche  Anlehnung der Bestim-
mung an den heutigen Satz 1 des Art. 3 Abs. 3 GG sowie deren Verwandtschaft  zu 
den sozial(staatlich)en Grundrechtsgewährleistungen viel Raum für Spekulationen 
und weit auseinandergehende Auffassungen  zu Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG. 

Eine objektive Sichtweise zu entwickeln ist vielfach nur möglich, wenn man die 
verschiedenen Perspektiven kennt und weitgehend auch versteht. Liegen die Ex-
trempositionen so sehr auseinander wie im Falle des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG, ist 
jeder Versuch einer objektiven Betrachtung eine Gradwanderung. Vom bedeu-
tungslosen Zugeständnis an den Zeitgeist bis hin zum Anspruch auf fast unbe-
grenzte Leistungen gegen den Staat wird dieser Verfassungsnorm eine weite Be-
deutungsspanne in der Literatur zugeschrieben. Besonders seine Ausformulierung 
als Individualgrundrecht sowie seine Stellung innerhalb der besonderen Gleich-
heitssätze machen das Verbot, wegen seiner Behinderung benachteiligt zu werden, 
zu einer äußerst problematischen Verfassungsbestimmung, zu der sich eine herr-
schende Meinung in Literatur und Rechtsprechung noch nicht herausbilden konnte. 
Die nachfolgende Untersuchung will den Versuch unternehmen, die neue Verfas-
sungsbestimmung im Hinblick auf ihren Gehalt und ihre Bedeutung innerhalb des 
Grundrechtskataloges und besonders auch im Kontext mit einfachgesetzlichen Re-
gelungen zugunsten von Menschen mit Behinderungen eingehend zu untersuchen. 

Nach Auffassung  des Verfassers  kann der neue Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG nur aus 
seiner Entwicklungsgeschichte im Zusammenhang mit der sozialen Bewegung in 
Deutschland verstanden werden. Diese findet mittlerweile nicht mehr nur im So-
zialstaatsprinzip des Grundgesetzes, sondern auch in dem neuen Benachteiligungs-
verbot zugunsten behinderter Menschen ihren deutlichen Ausdruck im Grundge-
setz. 

Einleitend soll daher im ersten Kapitel die Entwicklung des sozialen Systems in 
Deutschland bis zur Jahrtausendwende dargestellt und dabei insbesondere auf das 
Recht der Rehabilitation im Sozialgesetzbuch eingegangen werden. 

Im zweiten Kapitel geht es um die Untersuchung der verfassungsrechtlichen 
Stellung behinderter Menschen nach dem Grundgesetz vor der Aufnahme des 
Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG. Im Mittelpunkt steht dabei die verfassungsrechtliche  Be-
rücksichtigung und Absicherung der sozialen Belange behinderter Personen durch 
Sozialstaatsprinzip und Grundrechte. Insbesondere wird auch danach zu fragen 
sein, ob und inwieweit sich nach der heutigen Grundrechtsdogmatik positive An-
sprüche des Einzelnen (sog. Leistungs- und Teilhaberechte) aus dem Grundgesetz 
begründen lassen. 

Die Einführung des Benachteiligungsverbots im Grundgesetz kann jedoch nicht 
alleine auf das Fortschreiten in der sozialen Behindertenpolitik zurückgeführt  wer-
den; diese setzte vielmehr nur den äußeren Rahmen für die Einführung des 
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Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG. Die weiteren Hintergründe und konkreten Anlässe der 
Forderung nach einer Verfassungsergänzung zugunsten von Menschen mit Behin-
derungen sollen deshalb im dritten Kapitel im Zusammenhang mit dem histori-
schen Verlauf der Verfassungsergänzung dargestellt werden. 

Das vierte Kapitel bildet den eigentlichen Hauptteil der Untersuchung und wid-
met sich der subjektiv-rechtlichen und objektiv-rechtlichen Dimension der Verfas-
sungsvorschrift.  Die dogmatische Struktur und Wirkungsweise des Benachteili-
gungsverbotes als subjektives Individualgrundrecht kann sicherlich nur unter 
Rückgriff  auf die anderen Gleichheitssätze im Grundgesetz ermittelt werden, wo-
bei allerdings fraglich ist, ob und ggf. inwieweit sich die zu Art. 3 Abs. 3 GG a.F. 
entwickelten Lösungsansätze auf den neuen Gleichheitssatz übertragen lassen. Im 
Hinblick auf seinen objektiv-rechtlichen Gehalt ist von großer Relevanz, welche 
Bedeutung dem Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG innerhalb der sog. Werteordnung des 
Grundgesetzes zukommt. Überdies wird auf sein Zusammenspiel mit anderen Ver-
fassungsprinzipien sowie auf seine Ausstrahlungswirkung auf die gesamte Rechts-
ordnung der Bundesrepublik Deutschland einzugehen sein. 

Das fünfte  Kapitel widmet sich der Frage, ob und inwieweit dem Art. 3 Abs. 3 
Satz 2 GG ein Auftrag zur sog. Gleichstellung im Sinne einer rechtlichen Besser-
stellung behinderter Personen zum Ausgleich bestehender Nachteile entnommen 
werden kann. In diesem Zusammenhang geht es auch um das neue Rehabilitations-
gesetz im Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX), das jedenfalls einen politi-
schen Auftrag aus der Einführung des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG für den Bereich des 
Sozialrechts erfüllen soll, sich in der Praxis aber noch zu bewähren haben wird. 
Ein Blick auf dieses Gesetz schließt an die Ausführungen zum Rehabilitationsrecht 
im ersten Kapitel an. Das SGB IX trat am 1. Juli 2001 in Kraft;  diesem Zeitpunkt 
entspricht auch der Stand der vorliegenden Arbeit. In einem Überblick sollen 
schließlich wesentliche Aspekte von derzeit größtenteils erst geplanten Gleichstel-
lungsmaßnahmen auf Ebene des Bundes und der Länder dargestellt werden. 


